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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr,: Änderung und Durchführung des Lastenausgleichs- 
gesetzes 

Bezug : Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
11. Dezember 1958 
— Drucksachen 366, 695 — 


Unter Bezugnahme auf den Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 11. Dezember 1958 beehre ich mich, Ihnen in der 
Anlage einen Bericht der Bundesregierung mit der Bitte um 
Kenntnisnahme zu übersenden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druckt: Buäidruckerel Peter Meier, Bulsdorl/Slegburg 
Alleinvertrieb; Dr, Hans Heger, 

Bad Godesberg, GoethestraOe 54. Telefon S5 51 
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Bericht 

der Bundesregierung zum Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 11. Dezember 1958 — Druck- 
sache 695 — betr. Änderung und Durchführung des 
Lastenausgleichsgesetzes 

Der Deutsche Bundestag hat am 11. Dezember 1958 beschlossen, 
die Bundesregierung zu ersuchen, 

1, Vorsdiläge zu machen, auf welchem Wege eine schnellere 
Erfüllung der Ausgleichsleistungen erreicht werden kann, 
insbesondere ob, in welchem Umfang und in welchen Be- 
reichen unter Berücksichtigung der wirtschafthdien Möglid:i- 
keiten die Zahlung der Lastenausgleichsabgaben beschleu- 
nigt werden kann, und diese Vorschläge nach Möglichkeit 
mit einer Gesetzesvorlage zu verbinden; 

2. die Möglichkeiten einer Verbesserung der Vorschriften über 
die Anrechnung der Unterhaltshilfe auf Hauptentschädigung 
und einer Verbesserung der Kriegssdiadenrente zu prüfen 
und einen entsprechenden Entwurf zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes vorzulegen. 

Als Ergebnis ihrer Prüfung legt die Bundesregierung nachfol- 
genden Beridit vor: 

Zu 1 

Der Frage der Vorhnanzierung schenkt die Bundesregierung 
nach wie vor ihre besondere Aufmerksamkeit. 

a) Der Bundesminister der Finanzen und der Bundesminister 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte haben 
auf Ersuchen des Lastenausgleichs-Ausschusses des Deut- 
schen Bundestages hierüber im Herbst 1958 einen schrift- 
lichen Bericht erstattet, der im Wortlaut dem Schriftlichen 
Bericht des Lastenausgleichs-Aussdiusses — I Drucksache 
695 — als Anlage 1 angeschlossen war. Auf diesen Bericht 
wird Bezug genommen. Ergänzend wird bemerkt, daß die 
dort angekündigte Vorfinanzierung über den Kapitalmarkt 
für das Jahr 1958 inzwischen vom Ausgleichsfonds in vollem 
Umfange inAnsprudi genommen worden ist. Zuletzt wurden 
im Dezember 1958 von der Lastenausgleichsbank 100 Mio DM 
Kassenobligationen ausgegeben und im Januar 1959 
eine Anleihe von 200 Mio DM 5\'^^/oiger Schuldver- 
schreibungen aufgelegt. Sowohl die Kassenobligationen wie 
die Anleihen wurden vom Kapitalmarkt ohne Sdiwierig- 
keiten aufgenommen. Die Bundesregierung hat hierauf im 
Februar 1959 beschlossen, den Bundesminister der Finanzen 
zu ermächtigen, für den Ausgleichfonds im Haushaltsjahr 1959 
weitere Kreditmittel bis zu 500 Mio DM auf dem Kapital- 
markt zu beschaffen, Es kann damit gerechnet werden, daß 
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auch diese Vorfinanzierungsmittel im Laufe des Jahres dem 
Ausgleidisfonds voll zufließen werden. Wie bereits in dem 
vorgenannten Beridit (Anlage 1 zur Drucksache 695) dar- 
gelegt, berechtigt diese günstige Entwicklung zu der Hoff- 
nung, daß die Hausratentschädigung bis auf kleinere Reste, 
insbesondere Bodensatzfälle, nodi im Laufe des Redinungs- 
jahres 1959 abgewickelt werden kann. Der Präsident des 
Bundesausgleidisamts hat bereits im Februar 1959 Anträge 
mit 60 und mehr Punkten der 3. und letzten Rate der 
Hausratentsdiädigung aufgerufen. Ferner wurde der Präsi- 
dent des Bundesausgleichsamts durch die genannten Vor- 
finanzierungsmaßnahmen in den Stand gesetzt, für die 
Auszahlung der Hauptentschädigung 5 weitere Altersjahr- 
gänge aufzurufen und gleichzeitig die Möglichkeiten, eigen- 
tumsbildende Maßnahmen zu fördern, weiter auszudehnen. 

b) Die Forderung, die Aufbringung der Mittel für die Entschä- 
digungsleistungen nach dem LAG durch eine gesetzliche 
(zwangsweise) Abkürzung der Laufzeit der Vermögensab- 
gabe zu beschleunigen, wurde bereits im Jahre 1956 gestellt. 
Nach sehr sorgfältiger und eingehender Erörterung aller 
dafür und dagegen sprechenden Gesichtspunkte gelangte die 
Bundesregierung zu dem Ergebnis, daß schwerwiegende 
rechtliche, wirtsdraftliche und verwaltungsmäßige Bedenken 
gegen eine gesetzliche Laufzeitverkürzung beständen. Eine 
für alle Abgabepfliditigen geltende Verkürzung wurde im 
Hinblick auf die außerordentlich unterschiedliche Ertrags- 
und Liquiditätslage der versdiiedenen Wirtsdiaftszweige 
und der einzelnen Abgabepflichtigen bzw. Betriebe innerhalb 
der verschiedenen Wirtschaftszweige für ausgeschlossen er- 
achtet. Gegen eine unterschiedliche Behandlung der Wirt- 
schaftszweige wurden erhebliche rechtliche Bedenken, ins- 
besondere im Hinblick auf den Gleichheitsgrundsatz des 
Grundgesetzes, geäußert. Eine auf die Leistungsfähigkeit 
des einzelnen Abgabepflichtigen abgestellte Regelung wurde 
aber für praktisch nahezu undurdiführbar gehalten, da bei 
einer soldien Regelung entweder sehr komplizierte gesetz- 
iidie Vorschriften für die Feststellung der Leistungsfähig- 
keit getroffen werden müßten oder aber den Finanzämtern 
eine sehr weitgehende Entscheidungsbefugnis eingeräumt 
werden müßte. Im letzteren Falle könnte aber eine Gleich- 
behandlung der Abgabepflichtigen im ganzen Bundesgebiet 
nicht garantiert werden. Außerdem würde sich eine außer- 
ordentliche Belastung der Finanzverwaltung durdr die Be- 
arbeitung der Ausnahmeanträge und durch die zu erwar- 
tenden Rechtsmittel ergeben. 

Der Lastenausgleichs-Ausschuß des Bundestages ist bei den 
Beratungen zum 8. LAG-Änderungsgesetz ebenfalls zur 
Ablehnung einer gesetzlichen Laufzeitverkürzung gelangt 
und hat statt dessen mit Zustimmung der Vertreter der 
SPD und des GB/BHE, d. h. der Parteien, die die Forde- 
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rung auf gesetzliche Laufzeitverkürzung gestellt hatten, 
durch Schaffung des § 199a LAG die freiwillige, zinsbe- 
günstigte Abkürzung um 10 oder 15 Jahre ermöglicht. 
Diese Maßnahme ist bis zum 1. April 1959 befristet worden. 
Sie hat bisher nicht den erhofften Erfolg gebracht. Bis zum 
31. Dezember 1958 sind lediglich 1463 Fälle gemeldet, in 
denen Abgabeschuldner von der freiwilligen Laufzeitver- 
kürzung Gebrauch gemacht haben. 


Wenn sich somit einerseits ergeben hat, daß die Abgabe- 
pflichtigen von der in § 199a LAG gebotenen Möglich- 
keit einer freiwilligen Laufzeitverkürzung nur in geringem 
Umfang Gebrauch machen, so läßt sich andererseits nicht 
verkennen, daß sich die wirtschaftlichen Verhältnisse in 
der Bundesrepublik seit 1956, soweit es die hier in Frage 
kommenden Tatbestände betrifft, nidit wesentlich geändert 
haben. Die Bundesregierung glaubt, daß die damals gel- 
tenden, auch vom Bundestag anerkannten Gründe gegen 
eine gesetzliche Laufzeitverkürzung der Vermögensabgabe 
heute nodr dasselbe Gewicht haben. Sie hält es infolge- 
dessen z. Z. nidit für angebracht, einen Gesetzentwurf zur 
Laufzeitverkürzung der Vermögensabgabe vorzulegen, wird 
aber weiterhin laufend prüfen, ob und gegebenenfalls 
welche Möglidikeiten zu einer schnellen Vorfinanzierung 
des Lastenausgleichs durdi Abkürzung der Laufzeit der 
Vermögensabgabe sich bieten. 

c) Die Bundesregierung hat seit dem Inkrafttreten des LAG 
ihre Aufmerksamkeit auch immer wieder der Frage gewid- 
met, ob und wie die freiwillige Vorausentrichtung (Ab- 
lösung) der LA-Abgaben gefördert werden könnte. Der im 
LAG selbst für die Zeit bis zum 31. Dezember 1954 fest- 
gesetzte Abzinsungssatz von 10 v. H. wurde zunächst bis 
zum 31. Dezember 1955 beibehalten. Trotz dieses bewußt 
hodr bemessenen Zinssatzes waren die Ablösungen der 
Zahl und der Höhe nach in den ersten Jahren nicht sehr 
umfangreidi. Es kamen an Ablösungsbeträgen auf : im 
Redrnungsjahr 1953 106 Mio DM und im Rechnungsjahr 

1954 216 Mio DM. In Anpassung an die veränderten 
Verhältnisse der Konjunktur und des Kapitalmarktes wurde 
mit Wirkung vom 1. Januar 1956 bzw. infolge einer Über- 
gangsregelung mit voller Wirkung erst vom 1. April 1956 
ab der Ablösungszinssatz auf 8 v. H. gesenkt. Die An- 
kündigung dieser Herabsetzung des Zinssatzes hat offen- 
bar sehr viele Abgabepflichtige zur Ablösung veranlaßt. 
Die Ablösungen stiegen der Zahl und der Höhe nach 
sprunghaft an und erbraditen im Rechnungsjahr 1955 
587 Mio DM und im Rechnungsjahr 1956 323 Mio DM. 
Dabei ist zu berücksiditigen, daß ein großer Teil der Ab- 
lösungen aus den letzten Monaten des Rechnungsjahres 

1955 statistisch erst im Ergebnis des Redmungsjahres 1956 
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erfaßt worden ist. Im Rechnungsjahr 1957 sind die Ab- 
lösungen dann erwartungsgemäß der Zahl und der Höhe 
nach sehr stark, und zwar auf 130 Mio DM, abgesunken. 
Es läßt sich natürlich nicht mit Sicherheit sagen, inwieweit 
die Ergebnisse der Jahre 1955 und 1956 lediglich das Vor- 
ziehen ohnehin beabsichtigter Ablösungen widerspiegeln 
und inwieweit sie ein edites Mehraufkommen bedeuten. 
Die Bundesregierung schätzt aber, daß etwa 500 Mio DM 
allein der Senkung des Abzinsungssatzes zu verdanken 
sind. Im Red:inungsjahr 1958 haben sich die Ablösungen 
der Zahl und der Höhe nach zunächst ziemlich konstant 
im gleichen Rahmen wie 1957 bewegt. Erst seit Dezember 

1958 zeigt sich erfreulicherweise wieder eine nennenswerte 
Zunahme. Gegenüber rd. 15 Mio DM durdisdinittlidi in 
den ersten Monaten sind im Dezember 1958 und Januar 

1959 je rd. 23 Mio DM aufgekommen. Es darf wohl an- 
genommen werden, daß das Sinken der Zinssätze auf dem 
Geld- und Kapitalmarkt die Ablösungsfreudigkeit gehoben 
hat und den Anreiz, der in dem Abzinsungssatz von 8 v. H. 
liegt, jetzt wesentlich verlodcender erscheinen läßt. Das 
durch die Presse bekanntgewordene Beispiel der Rheinisch- 
Westfälisdien Elektrizitätswerke zeigt, daß offenbar auch 
für sehr vorsichtig kalkulierende Großunternehmen die 
Ablösung bei den jetzigen Zinsverhältnissen nicht ohne 
Reiz ist. Auf der anderen Seite muß aber bedacht werden, 
daß der Abzinsungssatz von 8 v. H. für den LA-Fonds ein 
beträchtliches Opfer bedeutet und das Gesamtaufkom- 
men erheblich mindert. Da der Fonds z. Z. sich über den 
Kapitalmarkt wesentlich billiger Mittel zur Vorfinanzie- 
rung besdiaffen kann, scheint es an der Zeit zu prüfen, ob 
der hohe Abzinsungssatz noch für längere Zeit beibehalten 
werden kann. Die Bundesregierung erwägt deshalb den 
Entwurf einer Änderung der Ablösungsverordnung, durch 
die der Ablösungszinssatz erneut herabgesetzt wird. 
Welcher Abzinsungssatz dabei zu wählen ist, wird nach 
sorgfältiger Prüfung der voraussichtlichen Entwicklung der 
Konjunktur und des Kapitalmarkts entschieden werden. 
Es kann erwartet werden, daß die Ankündigung einer 
erneuten Zinsherabsetzung zu einem erheblichen Mehr- 
aufkommen an Ablösungsbeträgen führen wird. 

d) Abgesehen von den vorgenannten allgemeinen Vorfinan- 
zierungsmaßnahmen wurden dem Ausgleichsfonds in der 
Zwischenzeit auf Teilbereichen weitere Vorfinanzierungs- 
maßnahmen erschlossen. Die Vierzehnte Durchführungs- 
verordnung vom 7. Januar 1959 hat die Möglichkeit ge- 
sdiaffen, Ansprüche auf Hauptentschädigung durch Eintra- 
gung von Schuldbudiforderiingen gegen den Ausgleichsfonds 
bis zu 300 Mio DM zu erfüllen. Der Präsident des Bundes- 
ausgleichsamts hat von dieser Möglichkeit inzwischen für 
die Fälle des Einkaufs in eine Lebensversicherung (Leib- 
reiitenversicherung und Kapitalversicherung) Gebraudi ge- 
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macht; weitere Möglichkeiten dieser Erfüllung werden ge- 
prüft. Abmachungen des Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amts mit den Bausparkassen eröffnen ferner die Möglich- 
keit, Hauptentschädigiingsansprüche schon jetzt in diesem 
Teilbereich zu erfüllen. Zu ähnlichen wirtschaftlidien Er- 
gebnissen führen auch die Bemühungen des Bundesaus- 
gleichsamts, unter bestimmten Voraussetzungen durdi 
„Auszahlungszusagen" hinsichtlich des Hauptentsdiädigungs- 
anspruchs die Kreditbasis der Geschädigten zu erweitern 
und damit deren wirtschaftliche Lage zu verbessern, 

Die Bundesregierung verbindet mit diesem Bericht zur Frage 
der Vorfinanzierung keine Gesetzesvorlage, da die vorgesehenen 
Maßnahmen der Vorfinanzierung eines Gesetzes nicht be- 
dürfen. Bei der derzeitigen Lage des Kapitalmarkts betrachtet 
die Bundesregierung den von ihr beschrittenen Weg der 
Kreditaufnahme für den Ausgleichsfonds als den wirkungs- 
vollsten und billigsten. Bei einer Gesamtbetraditung kann 
auch nicht außer adit gelassen werden, daß die dem Aus- 
gleidrsfonds bereitgestellten Mittel die Arbeitskapazität der 
Ausgleichsverwaltung zur Zeit nodi voll ausfüllen dürften. 
Die Schadensfeststellung madit zwar gute Fortschritte — sie 
hat die 50 v, H. -Grenze inzwischen überschritten — , wird aber 
die Ämter noch auf etwa 2 weitere Jahre sehr stark in An- 
spruch nehmen. Erst wenn dieser Arbeitsengpaß im wesent- 
lichen überwunden ist und an eine allgemeinere Abwicklung 
der Hauptentschädigung — ohne Rücksicht auf soziale Vor- 
ränge — gedacht werden kann, werden die Voraussetzungen 
für etwaige weitergreifende Maßnahmen einer schnelleren 
Abwicklung des Lastenausgleichs gegeben sein. Hierfür liegen 
bereits eine Anzahl wertvoller Anregungen vor, die von der 
Bundesregierung in Abwägung mit den Bedürfnissen der all- 
gemeinen Wirtsdmftspolitik laufend sorgfältig geprüft werden. 

Zu 2 

Die Bundesregierung hat die Möglichkeiten einer Verbesserung 
der Vorschriften über die Anredmung der Unterhaltshilfe auf 
Hauptentschädigimg und einer Verbesserung der Krieg ssdiaden- 
rente geprüft und am 26. Februar d. J. eine entsprechende 
Gesetzesvorlage besdilossen, zu der der Bundesrat im ersten 
Durchgang am 20. März 1959 Stellung genommen hat. Die 
Vorlage ist dem Bundestag am 6. April 1959 zugestellt worden. 
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